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Städte über 100.000 Einwohnern 
sind regelmäßig kreisfrei. Eine 
vollständige Vergleichbarkeit ist 
deswegen nicht gegeben, weil im 
Flächenländervergleich schon 
die Aufgabenverteilung zwischen 
Land und Kommunen nicht ho-
mogen ist. Dennoch lohnt unter 
Maßgabe dieser Limitation ein 
“Blick über den Tellerrand”. 
Schon die Grunddaten (u. a. 

Einwohner, Fläche und daraus 
resultierend die Einwohnerdich-
te) sind heterogen. Der Einwoh-
nerschnitt der kreisfreien Städte 
liegt deutschlandweit bei etwa 
200.000 Einwohnern. Frank-
furt hat nicht nur in Hessen 
eine herausragende Stellung. 
Mit rund 750.000 Einwohnern 
hat die Stadt ungefähr so viele 
Einwohner wie die übrigen vier 
hessischen kreisfreien Städte 
zusammen. 
Auch die Wirtschaftsstruktur 

der kreisfreien Städte (s. linken 
Teil der Tabelle) ist heterogen. 
Unter Einbeziehung sämtlicher 
kreisfreien Städte ab 100.000 
Einwohnern bildete Wolfsburg 
beim Bruttoinlandsprodukt mit 
136.695 Euro je Einwohner den 
Spitzenwert. Bottrop rangierte 
mit 20.022 Euro je Einwohner 
am unteren Ende des Rankings. 
Frankfurt war 2014 mit einem 
Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt 
von 92.378 Euro je Einwohner 
mit weitem Abstand die wirt-
schaftsstärkste kreisfreie Stadt 
Hessens. Der Vergleichswert der 
kreisfreien Städte ab 500.000 
Einwohnern beträgt mit 58.143 
Euro je Einwohner nicht einmal 
zwei Drittel dieses Wertes. Of-
fenbach hatte mit 37.546 Eu-
ro je Einwohner das geringste 
Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt 
unter den fünf Großstädten in 
Hessen. Bei der Kaufkraft hatten 
Darmstadt (47.662 Euro je Haus-

halt) und Kassel (34.996 Euro je 
Haushalt) die Extremwerte unter 
den hessischen Großstädten. 
Deutschlandweit hatte München 
mit 51.296 Euro je Haushalt 
den höchsten und Rostock mit 
33.614 Euro je Haushalt den 
niedrigsten Wert. 

Steuereinnahmen  
im Vergleich

Steuern sind eine der wich-
tigsten Einnahmequellen der 
kreisfreien Städte. Ihre Steuer-
einnahmen können die Städte 

Ein Hebesatzrecht haben sie nur 
bei den Realsteuern. Zudem ha-
ben sie Möglichkeiten, die sons-
tigen Gemeindesteuern (z. B. 

Letztere verzeichnen, ähnlich 
wie die Grundsteuer A, jedoch in 
der Regel nur ein vergleichsweise 
geringes Aufkommen. Weitere 
wichtige Steuerarten sind für 
die Städte die Gemeindeanteile 
an der Einkommen- und Um-
satzsteuer. Sie sind aber nicht 

Der rechte Teil der Tabelle zeigt 
für das Jahr 2016 ausgewählte 
Aufkommens- und Hebesatz-
daten sowie die Gemeindean-
teile an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer. Bei der Grund-
steuer B hat deutschlandweit 
Duisburg mit 855 Prozent den 
Höchsthebesatz der kreisfreien 
Städte ab 100.000 Einwohnern 

und Regensburg mit 395 Prozent 
den niedrigsten Wert. Insofern 
waren die hessischen Werte nicht 
auffällig (von Kassel mit 490 
Prozent bis Offenbach mit 600 
Prozent). Bei der Gewerbesteuer 
hatte 2016 Oberhausen mit 550 
Prozent den Höchsthebesatz. Am 

und Wolfsburg mit jeweils 360 
Prozent aus. In Hessen war die 
Spannweite von 425 Prozent in 
Darmstadt bis 460 Prozent in 
Frankfurt gering und auch im 
Flächenländervergleich nicht 
auffällig. Außergewöhnlich sind 
dagegen die hessischen Städte 
und Gemeinden bei der Steuer-
kraft. Einen ganz wesentlichen 

Anteil daran hat Frankfurt mit 
allein einem Netto-Aufkommen 
der Gewerbesteuer von 2.108 
Euro je Einwohner. Dagegen 
hatte das unmittelbar an Frank-
furt angrenzende Offenbach das 
geringste Aufkommen aus der 
Gewerbesteuer (netto) und den 
Gemeindeanteilen an der Ein-
kommen- und Umsatzsteuer.

Wesentliche  
Prüfungsergebnisse

Frankfurt war in den Jahren 
2004 bis 2016 die steuerstärkste 
Stadt Hessens. Die Steuerein-
nahmen (netto) je Einwohner 
waren im Durchschnitt etwa 
doppelt so hoch wie die der üb-

rigen kreisfreien Städte. Gleich-
wohl produzierte Frankfurt 2016 

Euro. Im Vorjahr hatte die Stadt 
noch einen Überschuss von 73 
Millionen Euro. Hier wird nicht 
nur die Volatilität der Gewer-
besteuer deutlich. Es spielen 
viele Faktoren eine Rolle: Die 
Stadt wächst und verändert sich. 
Es ist vor allem aber auch eine 
Frage der selbstgesetzten Stan-

und den freiwilligen Leistungen. 
Auch Wiesbaden zeichnete sich 
durch ein stark ausgeprägtes 
freiwilliges Leistungsangebot aus 
und Darmstadt gewährte freien 
Kita-Trägern ohne Kontrolle der 

dort gesetzten Standards eine 
100-prozentige Restkostenab-
deckung. Damit wurden Fehlan-
reize gesetzt. Offenbach dage-
gen überraschte durch erstmals 
wieder positive Finanzzahlen. 
Aber die Lasten der Vergangen-
heit wiegen noch schwer. Allein 
der Verkauf von 90 Prozent des 
Klinikums für einen Euro – bei 

von insgesamt 385 Millionen 
Euro – ist hier zu nennen. Und 
obwohl das Klinikum seit 2015 
im Aufwind ist, hat die Stadt 
nichts davon: Sie verzichtet bis 
einschließlich 2023 auf eine 
Gewinnbeteiligung. Kassel hat 
die Trendwende geschafft und 
ist ein Beispiel für erfolgreiche 
Konsolidierung. Sie wurde als 
erste hessische Stadt aus dem 
Schutzschirm entlassen. Hier 
zeigt sich, dass Konsolidierung 
oft auch mit vermeintlich kleinen 
Schritten – wie den Parkgebüh-
ren – beginnt. 
Insgesamt gilt: Kommunen mit 

vor allem freiwillige Leistungen 
bzw. selbst gesetzte Standards 
hinterfragen. Andernfalls sind 
die heutigen kommunalen Leis-

Dies widerspräche dem nach-
haltigen Verwaltungshandeln 
im Sinne der intergenerativen 
Gerechtigkeit. Vielmehr gilt pro-
spektiv für alle: “Heute schon 
an morgen denken!” Alleine ein 
denkbarer Konjunkturrückgang 

-
siken – nicht nur für die hessi-
schen Städte.

Lesen Sie mehr zum Thema 
“Großstädte” im sog. Großstäd-
tebericht, Hessischer Landtag, 
Drucksache 19/5335 vom 28. 
November 2017 oder unter rech 
nungshof.hessen.de.

Heterogene Großstädte
von Dr. Ulrich Keilmann

Dr. Ulrich Keil-
mann leitet die 
Abteilung Über-
örtliche Prüfung 
kommunaler 
Körperschaften 

beim Hessischen Rechnungshof 
in Darmstadt. Foto: BS/privat

“Länderübergreifender Städtevergleich”

 Tabelle: Eigene Darstellung, Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Bertelsmann Stiftung, Statistisches Bundesamt

Wirtschaftsstruktur und ausgewählte Steuern der kreisfreien Städte 2016

“Die Kooperation zwischen 
CrowdDesk und KfW soll da-
bei helfen, Crowdlending auch 
zu einem festen Bestandteil des 
Finanzierungsbaukastens eines 
jeden Kämmerers zu machen”, 
so Johannes Laub, Mitgründer 
und Geschäftsführer von Crowd-
Desk. Als Finanzdienstleister 
berät “LeihdeinerStadtGeld” die 
Kommunen bezüglich bürger-
naher Finanzierungsmodelle. 
Darüber hinaus übernimmt die 
Online-Plattform die gesamte Ad-
ministration und den Abwick-
lungsprozess, ohne zusätzliche 
Einbindung personeller oder 
technischer Ressourcen ihrer 
kommunalen Kunden. 
Im Gegensatz zum klassischen 

Crowdfunding geht es hierbei 
nicht um Gewinnbeteiligung im 
Erfolgsfall. Die Bürger bestimmen 
selbst die Höhe, in welcher sie 
einen Kredit an eine Kommune 
vergeben wollen und in welches 

Projekt das Geld investiert wird. 
“Sie genießen die Vorzüge eines 
marktüblichen Zinses und mit 
Ende der Kreditlaufzeit die Rück-
zahlung des Bürgerkredits”, heißt 
es seitens der Betreiber. 
Wer die Gemeinde besonders 

unterstützen will, kann aber 
auch auf die Zinszahlungen 
komplett oder teilweise verzich-
ten. Somit werden die Zinskosten 
für die Kommune gesenkt. Die 
KfW setzt ihr Netzwerk ein zur 
Unterstützung der Plattform bei 
der Suche nach Pilotkommunen. 
Ziel der auf zwei Jahre ange-
legten Kooperation ist es laut 
CrowdDesk, “Erfahrungen mit 
dem Finanzierungsinstrument 
Crowdlending für kommunale 
Infrastrukturprojekte zu sam-
meln und dieses in Deutschland 
bekannter zu machen”.

Weitere Informationen unter: 
www.leihdeinerstadtgeld.de

Leih deiner Stadt Geld
Plattform sucht Pilotkommunen

(BS/kh) Die KfW und das Fintech CrowdDesk bieten auf der Plattform “LeihdeinerStadtGeld” Gemeinden die 
Möglichkeit zum Crowdlending. Kommunen können dort ihre Vorhaben präsentieren und um Kleinstkredite 
ihrer Bürger werben.

“LeihdeinerStadtGeld” bietet Bürgern 
die Möglichkeit, Kommunen bei der 
Umsetzung von Projekten vor Ort fi-
nanziell zu unterstützen – nicht mit 
Riesensummen, sondern mit Kleinst-
krediten.  Foto: BS/S. Hofschlaeger, pixelio.de

 MELDUNG

(BS/jf) Nordrhein-Westfalens 
Kommunen erhalten im kom-
menden Jahr 12,07 Mrd. Euro 

des Landes. Insgesamt steigt die 
Finanzkraft der Städte und Ge-
meinden um 1,432 Mrd. Euro. 
Grund zur Freude gebe es trotz 
mehrerer Entlastungen jedoch 
nicht.
Ziel der Landesregierung ist eine 

gerechtere Finanzmittelvertei-
lung. Besonders berücksich-

tigt werden die Aufwands- und 
Unterhaltungsaufwendungen 
der Kommunen. Dafür stellt 
das Land neuerdings insge-
samt 120 Mio. Euro pauschal 
zur Verfügung. Zudem wird auf 
dem kommunalen Finanzbei-
trag zum “Stärkungspakt Stadt-

vermeintlich reiche Kommunen 
betroffen, die dafür rund 91 Mio. 

dafür größtenteils extra Kredite 

aufnehmen mussten. Auch an-
dere Kommunen werden beim 
Stärkungspakt um weitere 30 
Mio. Euro entlastet, teilte NRW-
Kommunalministerin Ina Schar-
renbach mit. 
Das Grundprinzip aber bleibt 

erhalten: Städte und Gemeinden, 
die mehr eigene Steuererträge 
verzeichnen konnten, bekommen 
weniger Schlüsselzuweisungen 
aus dem landesseitigen Finanz-
ausgleich des Folgejahres.

Grundprinzip bleibt


